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1. Gesetzgeber einigt sich bei der 

Reform des Erbschaft- und Schen-
kungsteuerrechts 

 

Der Bundesrat hat am 14.10.2016 der Reform 
der Erbschaft- und Schenkungsteuer zuge-
stimmt. Inwieweit diese Neuregelungen den 
Anforderungen des Bundesverfassungsgerichts 
entsprechen, wird sich erst zeigen müssen. 
Hier die Regelungsinhalte im Einzelnen in 
Kurzform: 
 
Verschonungsregeln: Wie bisher wird das 
begünstigte Betriebsvermögen nach Wahl des 
Erwerbers zu 85 % oder zu 100 % von der 
Erbschaft- und Schenkungsteuer befreit, wenn 
bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind: 
 
Entscheidet sich der Erwerber für die Ver-
schonung in Höhe von 85 % des begünstigten 
Vermögens, muss er den Betrieb mindestens 5 
Jahre fortführen (Behaltensfrist) und nachwei-
sen, dass die Lohnsumme innerhalb dieser Zeit 
nach dem Erwerb insgesamt 400 % der Aus-
gangslohnsumme nicht unterschreitet (Lohn-
summenregelung). Bei der Wahl der vollstän-

digen Befreiung von der Erbschaftsteuer zu 
100 % muss der Erwerber die Behaltensfrist 
von 7 Jahren einhalten und nachweisen, dass 
er insgesamt die Lohnsumme von 700 % in 
dieser Zeit nicht unterschreitet (Lohnsummen-
regelung). 
 
Kleine Unternehmen: Betriebe mit bis zu 20 
Beschäftigten waren bisher von der Lohn-
summenregelung unabhängig von ihrer Größe 
gänzlich ausgenommen. In Zukunft soll gelten: 
 

Anzahl der 
Beschäftigten 

Verschonung 5 
Jahre, Mindest-

lohnsumme 

Verschonung 7 
Jahre, Mindest-

lohnsumme 
bis zu 5 keine Prüfung keine Prüfung 
6 bis 10 250 % 500 % 

11 bis 15 300 % 565 % 
ab 16 400 % 700 % 

 

Begünstigtes Vermögen: Zum Betriebsver-
mögen zählt alles, was der Betrieb braucht, 
wie z. B. Maschinen oder Fabrikhallen. 
Grundsätzlich nicht zum Betriebsvermögen 
zählt dagegen Verwaltungsvermögen – zum 
Beispiel Gebäude, die an Dritte vermietet 
wurden, oder Bargeld. Anders als Betriebs-
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grundstücke und Maschinen wird Verwal-
tungsvermögen nicht steuerlich verschont. 
 
� Eine Komplettverschonung zu 100 % ist 

nur möglich, wenn der Anteil an dem im 
Betriebsvermögen enthaltenen Verwal-
tungsvermögen 20 % nicht übersteigt. 
 

� Geld und geldwerte Forderungen (Finanz-
mittel) können zu 15 % zum steuerrechtlich 
begünstigten Vermögen gerechnet werden, 
um die notwendige Liquidität des Unter-
nehmens zu sichern. Damit sog. Cash-
Gesellschaften vermieden werden, muss 
das begünstigungsfähige Vermögen des Be-
triebs oder der nachgeordneten Gesell-
schaften aber nach seinem Hauptzweck da-
zu dienen, gewerbliche Einkünfte, Einkünf-
te aus selbstständiger Arbeit oder Einkünfte 
aus Land- und Forstwirtschaft zu erzielen. 
 

� Überschreitet das nicht begünstigte Ver-
waltungsvermögen 90 % des gesamten Be-
triebsvermögens, wird die Verschonung 
von der Erbschaft- und Schenkungsteuer 
ausgeschlossen. 
 

� Auch sämtliche Freizeit- und Luxusgegen-
stände (Kunstgegenstände, Yachten etc.), 
die typischerweise der privaten Lebensfüh-
rung dienen, werden nicht begünstigt, wenn 
der Handel mit diesen Gegenständen, deren 
Herstellung oder Verarbeitung nicht der 
Hauptzweck des Gewerbebetriebs ist. 

 
Realistische Vermögensbewertung: Der 
beim sog. vereinfachten Ertragswertverfahren 
für die Bestimmung des Unternehmenswerts 
maßgebliche Kapitalisierungsfaktor wird an-
gepasst. Der Kapitalisierungsfaktor, der multi-
pliziert mit dem nachhaltig erzielbaren Jahres-
ertrag den Unternehmenswert ergibt, wird von 
17,86 % auf 13,75 % abgesenkt. Das Bundes-
finanzministerium wird dazu ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung den Kapitalisierungsfaktor 
an die Entwicklungen der Zinsstrukturdaten 
anzupassen. 
 
Förderung von Investitionen: Mittel aus 
einem Erbe, die gemäß dem vorgefassten Wil-
len des Erblassers innerhalb von 2 Jahren nach 
seinem Tod für Investitionen in das Unter-
nehmen getätigt werden, werden ebenfalls 
steuerrechtlich begünstigt. Für Schenkungen 
gilt diese Regelung nicht. 

 
Wertabschlag für Familienunternehmen: 
Viele Familienunternehmer unterliegen im 
Gesellschaftsvertrag erheblichen Restriktionen 
bei der Entnahme von Gewinnen, bei der 
Übertragung von Beteiligungen oder im Falle 
des Ausscheidens aus dem Unternehmen. Für 
solche Unternehmen ist ein Bewertungsab-
schlag von bis zu 30 % vorgesehen, wenn ent-
sprechende Regelungen im Gesellschaftsver-
trag 2 Jahre vor dem Erbfall bzw. der Schen-
kung und 20 Jahre danach Bestand haben. 
Dazu muss die Satzung Bestimmungen enthal-
ten, die die Entnahme oder Ausschüttung auf 
höchstens 37,5 % des Gewinns beschränken. 
 
Große Betriebsvermögen: Nach dem bisheri-
gen Erbschaft- und Schenkungsteuerrecht gal-
ten die Verschonungsregeln auch bei der Über-
tragung von großen Betriebsvermögen, ohne 
dass geprüft wird, ob es überhaupt einer Ver-
schonung bedarf. 
 
Nunmehr ist ab einem begünstigten Vermögen 
von 26 Mio. € pro Erwerber eine individuelle 
Verschonungsbedarfsprüfung oder alternativ 
ein Verschonungsabschlagsmodell vorgesehen. 
Bei der Verschonungsbedarfsprüfung muss der 
Erwerber nachweisen, dass er persönlich nicht 
in der Lage ist, die Steuerschuld aus sonstigem 
nicht betrieblichen, bereits vorhandenem oder 
aus mit der Erbschaft oder Schenkung zugleich 
übergegangenem nicht begünstigtem Vermö-
gen zu begleichen. Genügt dieses Vermögen 
nicht, um die Erbschaft- oder Schenkungsteuer 
betragsmäßig zu begleichen, wird die Steuer 
insoweit erlassen. 
 
Als Alternative zur Verschonungsbedarfsprü-
fung ist ein Verschonungsabschlag möglich. 
Bei Vermögen über 26 Mio. € sinkt der Ab-
schlag schrittweise, je höher das Betriebsver-
mögen ist. Der Verschonungsabschlag verrin-
gert sich um einen Prozentpunkt für jede 
750.000 €, die der Erwerb oberhalb der Prüf-
schwelle von 26 Mio. € liegt. Bei Vermögen 
über 90 Mio. € entfällt jeder Abschlag. 
 
Erweiterte Stundungsregelung: Die Zahlung 
der Erbschaftsteuer darf nach dem Willen des 
Gesetzgebers die Existenz des Unternehmens 
nicht gefährden, auch wenn dem Steuerpflich-
tigen bei der Bedarfsprüfung kein Steuererlass 
gewährt wird. Daher wird ein Rechtsanspruch 
auf eine voraussetzungslose Stundung bis zu 7 
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Jahren bei Erwerben von Todes wegen einge-
führt. Die Stundung erfolgt für das erste Jahr 
zinslos und erstreckt sich auf die Steuer, die 
auf das begünstigte Vermögen unabhängig von 
dessen Wert entfällt. Danach erfolgt eine jähr-
liche 6-%ige Verzinsung. Voraussetzung ist 
die Einhaltung der Lohnsummenregelung und 
der Behaltensfrist. 
 
Inkrafttreten: Das neue Recht gilt rückwir-
kend für sämtliche Erwerbe, die nach dem 
30.6.2016 erfolgen. 
 
Anmerkung: Die Neuregelungen sind vielfäl-
tig und teilweise tückisch. Lassen Sie sich im 
Schenkungsfall und für den Erbfall intensiv 
beraten, bevor Sie die Weichen stellen. 
 
2. Bonusprogramm mindert nicht den 

Sonderausgabenabzug 
 
Erstattet eine gesetzliche Krankenkasse im 
Rahmen eines Bonusprogramms dem Kran-
kenversicherten die von ihm getragenen Kos-
ten für Gesundheitsmaßnahmen, mindern diese 
Zahlungen nach einer Entscheidung des Bun-
desfinanzhofs (BFH) vom 01.06.2016 nicht die 
als Sonderausgaben abziehbaren Krankenver-
sicherungsbeiträge. 
 
Bonuszahlung der Krankenkassen führen nicht 
dazu, dass sich an der Beitragslast der Versi-
cherten zur Erlangung des Basiskrankenversi-
cherungsschutzes etwas ändert. Die Zahlung 
hat ihren eigentlichen Rechtsgrund in einer 
Leistung der Krankenkasse, nämlich der Er-
stattung der von den Versicherten getragenen 
gesundheitsbezogenen Aufwendungen. Die 
Bonuszahlung steht nicht im unmittelbaren 
Zusammenhang mit den Beiträgen zur Erlan-
gung des Basiskrankenversicherungsschutzes, 
sondern stellt eine Erstattung der vom Steuer-
pflichtigen getragenen gesundheitsbezogenen 
Aufwendungen dar. 
 
Anmerkung: Mit diesem Urteil, das sich le-
diglich auf die Bonusvariante in Form einer 
Kostenerstattung bezieht, widerspricht der 
BFH ausdrücklich der Auffassung der Finanz-
verwaltung, die in allen Krankenkassenleis-
tungen aufgrund eines Bonusprogramms eine 
Beitragserstattung gesehen hat. 
 
 

3. Ortsübliche Miete im Fall der ver-
billigten Überlassung von Wohn-
raum 

 
Häufig werden Wohnungen an Kinder oder 
Eltern zu günstigeren Mietpreisen als den 
ortsüblichen vermietet. Dabei gilt grundsätz-
lich zu beachten, dass Mietverträge wie unter 
Fremden üblich abgeschlossen und die Durch-
führung auch entsprechend erfolgen muss, 
wenn sie steuerlich berücksichtigt werden 
sollen. Die durch die Vermietung bedingten 
Kosten können als Werbungskosten geltend 
gemacht werden, wenn sie den Anforderungen 
des Einkommensteuergesetzes entsprechen. 
 
Seit dem Jahr 2012 gilt hier: Beträgt das Ent-
gelt für die Überlassung einer Wohnung zu 
Wohnzwecken weniger als 66 % der ortsübli-
chen Marktmiete, so ist die Nutzungsüberlas-
sung in einen entgeltlichen und einen unent-
geltlichen Teil aufzuteilen. Entsprechend ist 
der Werbungskostenabzug anteilig zu kürzen. 
Beträgt das Entgelt bei auf Dauer angelegter 
Wohnungsvermietung mindestens 66 % der 
ortsüblichen Miete, gilt die Wohnungsvermie-
tung als entgeltlich – die Werbungskosten 
können vollständig steuerlich angesetzt wer-
den. 
 
In einem vom Bundesfinanzhof (BFH) am 
10.05.2016 entschiedenen Fall war zu klären, 
was unter „ortsübliche Miete“ zu verstehen ist. 
Die Vorinstanz stellte fest, dass die Ver-
gleichsmiete die ortsübliche Kaltmiete und 
nicht die Warmmiete ist. Die Betriebskosten 
sind nicht in die Vergleichsrechnung einzube-
ziehen. 
 
Das sah der BFH anders und stellte in seinem 
Urteil fest: Unter ortsüblicher Miete für 

Wohnungen vergleichbarer Art, Lage und 

Ausstattung ist die ortsübliche Bruttomiete 

– d. h. die Kaltmiete zuzüglich der nach der 

Betriebskostenverordnung umlagefähigen 

Kosten – zu verstehen. 
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4. Rückwirkende Rechnungsberichti-
gung nach einer Entscheidung des 
EuGH möglich 

 
Eine Rechnung, die nicht alle vom Umsatz-
steuergesetz geforderten Angaben enthält (im 
entschiedenen Fall die Umsatzsteuer-
Identifikationsnummer), kann berichtigt wer-
den. Dafür sind die fehlenden Angaben durch 
ein Dokument, das spezifisch und eindeutig 
auf die Rechnung bezogen ist, nachzureichen. 
 
Die Berichtigung von Rechnungen wirkt  je-
doch nicht zurück, sondern für den Zeitraum, 
in welchem dem Leistungsempfänger die be-
richtigte Rechnung übermittelt wird. Wird der 
Vorsteuerabzug – z. B. im Rahmen einer Au-
ßenprüfung – erst Jahre später versagt, führen 
Nachzahlungszinsen zu erheblichen finanziel-
len Belastungen. 
 
Das Niedersächsische Finanzgericht hatte 
Zweifel, ob diese Praxis, den Vorsteuerabzug 
grundsätzlich erst im Zeitpunkt der Rech-
nungsberichtigung zuzulassen, mit dem Uni-
onsrecht vereinbar ist, und hat die Frage dem 
Europäischen Gerichtshof (EuGH) mit Be-
schluss vom 3.7.2014 vorgelegt. 
 
Der EuGH stellt dazu fest, dass das Grund-
prinzip der Mehrwertsteuerneutralität verlangt, 
dass der Vorsteuerabzug gewährt wird, wenn 
die materiellen Anforderungen erfüllt sind, 
selbst wenn der Steuerpflichtige bestimmten 
formellen Bedingungen nicht genügt hat. So 
muss nach dieser Entscheidung des EuGH die 
Rechnungsberichtigung mit Wirkung für die 
Vergangenheit zugelassen werden. 
 
Anmerkung: Das Urteil des EuGH steht im 
Widerspruch zum deutschen Recht, wonach 
bei der Berichtigung einer Rechnung das 
Recht auf Vorsteuerabzug erst zum Berichti-
gungszeitpunkt ausgeübt werden kann. Der 
EuGH bezieht sich in dieser Entscheidung nur 

auf die spätere Ergänzung der Rechnung um 
die in der Ursprungsrechnung nicht enthaltene 
Steuernummer oder USt-IdNr. Ob sich dieses 
Urteil auch auf andere fehlende oder fehlerhaf-
te Rechnungsbestandteile übertragen lässt, ist 
damit grundsätzlich noch nicht entschieden. 
Hier könnte die Finanzverwaltung für Klarheit 
sorgen. 
 
5. Kapitalausstattung von GmbH soll 

verbessert werden 
 
Das Bundeskabinett hat am 14.09.2016 den 
„Gesetzentwurf zur Weiterentwicklung der 
steuerlichen Verlustverrechnung bei Körper-
schaften“ beschlossen. Damit sollen die Rah-
menbedingungen für die Kapitalausstattung 
und das weitere Wachstum von Kapitalgesell-
schaften verbessert werden. Vor allem junge 
Unternehmen mit innovativen Geschäftsmo-
dellen sollen – durch Verbesserung ihrer Fi-
nanzierungsmöglichkeiten – profitieren. 
 
Seit 2008 ist die Nutzung von Verlustvorträ-
gen nach einem Gesellschafterwechsel (Man-
telkauf) eingeschränkt. Künftig soll die steuer-
liche Verrechnung von Verlusten bei Körper-
schaften neu ausgerichtet werden. Unterneh-
men, die für ihre Finanzierung auf die Neuauf-
nahme oder den Wechsel von Anteilseignern 
angewiesen sind, sollen jetzt nicht genutzte 
Verluste bei Anteilserwerben unter bestimm-
ten Voraussetzungen (sog. schädlicher Beteili-
gungserwerb) auf Antrag weiterhin steuerlich 
berücksichtigen können, sofern sie denselben 
Geschäftsbetrieb nach einem Anteilseigner-
wechsel fortführen. 
 
Das Gesetz soll rückwirkend zum 01.01.2016 
in Kraft treten. Der Antrag kann voraussicht-
lich erstmals für nach dem 31.12.2015 erfol-
gende Beteiligungserwerbe gestellt werden. 
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 Fälligkeitstermine  Fällig am 
  

Umsatzsteuer (mtl.), Lohn- u. Kirchenlohnsteuer, 
Soli-Zuschlag (mtl.) 
 

10.11.2016 

Gewerbesteuer, Grundsteuer 
 

15.11.2016 

Sozialversicherungsbeiträge 
 

28.11.2016 
 

  

 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB  
 maßgeblich für die Berechnung 
 von Verzugszinsen 

 seit 1.7.2016 = - 0,88 % 
 1.1.2015 – 30.6.2016 = - 0,83 % 
 1.7. – 31.12.2014 = - 0,73 % 
 1.1. – 30.6.2014 = - 0,63 % 

 
Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 

http://www.bundesbank.de/Basiszinssatz 

 
    

 Verzugszinssatz 
 ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

 Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 
 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern  

(abgeschlossen bis 28.7.2014): Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern 
 (abgeschlossen ab 29.7.2014): Basiszinssatz + 9 Prozentpunkte 

zzgl. 40 € Pauschale 
 

 

 Verbraucherpreisindex 
 (2010 = 100) 

2016: September = 107,7; August= 107,6; Juli = 107,6; Juni = 107,3;  
Mai = 107,2; April = 106,9; März = 107,3; Februar = 106,5;  
Januar = 106,1 
2015: Dezember = 107,0; November = 107,1; Oktober = 107,0 
 

Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter:  
http://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex 

  
 

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen wer-
den. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

 
 


